Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Drucksache 13/7419 


15. 04. 97 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
- Drucksache 13/5555, Nr. 2.31 - 


Vorschlag der Kommission der Europäischen Union für einen Beschluß des Rates 
zur Einsetzung eines Ausschusses für Beschäftig ungs- und Arbeitsmarktpolitik 
KOM(95) 134 endg.; Ratsdok. 7686/96 


A. Problem 

Bei seiner Tagung in Madrid im Dezember 1995 hat der Europäi- 
sche Rat die zügige Schaffung einer stabilen Struktur zur Unter- 
stützung des Rates bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben im 
Bereich der Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik gefordert. 
Damit soll der Erfolg der beschäftigungspolitischen Strategie der 
Gemeinschaft weiterhin gewährleistet und die praktische Anwen- 
dung des 1994 in Essen beschlossenen Verfahrens zur Beobach- 
tung der beschäftigimgspolitischen Situation erleichtert werden. 

Mit der Vorlage schlägt die Kommission der Europäischen Union 
vor, zur Unterstützung des Rates einen Ausschuß für Beschäfti- 
gungs- und Arbeitsmarktpolitik einzusetzen. Europaweit stellt ge- 
rade die Arbeitsmarktsituation für Arbeitnehmerinnen ein beson- 
deres Problem dar. Angesichts der bereits erfolgten Einrichtung 
des Ausschusses soll die Bundesregierung dieser Problematik 
auch weiterhin besonderes Augenmerk widmen. 


B. Lösung 

Kenntnisnahme der Vorlage und Aufforderung an die Bundes- 
regierung, bei der weiteren Arbeit in dem neuen Ausschuß die in 
der vorliegenden Beschlußempfehlung enthaltenen Forderungen 
zu berücksichtigen. 


Einstimmigkeit im Ausschuß 



Drucksache 13/7419 


Deutscher Bundestag- 13. Wahlperiode 


C. Alternativen 

Weitergehende Aufträge an die Bundesregierung wurden nicht 
vorgeschlagen. 

D. Kosten 

Kosten wurden nicht erörtert. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Bundesregierung wird auf gef ordert, darauf hinzuwirken, 
daß der neue Ausschuß der Beschäftigungs- und Arbeits- 
marktsituation von Frauen in den Ländern der Europäischen 
Union besonderes Augenmerk widmet. In keinem der Mit- 
gliedsländer der EU haben Frauen die gleichen Chancen auf 
dem Arbeitsmarkt wie die Mäimer. Der neu eingesetzte Aus- 
schuß für Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik soll daher 
die spezifische Situation der Frauen auf dem europäischen 
Arbeitsmarkt erfassen. In den zu erstellenden Berichten soll 
die Situation von Frauen auf dem europäischen Arbeitsmarkt 
gesondert beschrieben werden. 

2. Im übrigen nimmt der Deutsche Bimdestag die Vorlage (An- 
lage) zur Kenntnis. 


Bonn, den 14. April 1997 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Ulrike Mäscher Rudolf Meyer (Winsen) 

Vorsitzende Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Rudolf Meyer (Winsen) 


L Beratungsverlauf 

Die Vorlage wurde gemäß § 93 GO-BT mit Druck- 
sache 13/5555, Nr. 2.31 vom 17. September 1996 dem 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnimg zur federfüh- 
renden Beratung imd dem Ausschuß für Wirtschaft, 
dem Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Ju- 
gend sowie dem Ausschuß für die Angelegenheiten 
der Europäischen Union zur Mitberatimg überwiesen. 

Der Wirtschaftsausschuß hat in seiner 41. Sitzimg am 
16. Oktober 1996 die Vorlage zur Kenntnis genommen. 

Der Ausschuß für die Angelegenheiten der Europäi- 
schen Union hat in seiner 43. Sitzung am 6. Nbvember 
1996 bei Abwesenheit der Mitglieder der Gruppe der 
PDS einstimmig die Einsetzung eines Ausschusses 
für Beschäftigungs- imd Arbeitsmarktpohtik begrüßt 
und im übrigen die Vorlage zur Kenntnis genonunen. 

Der Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Ju- 
gend hat in seiner Sitzung am 12. März 1997 einstim- 
mig die Vorlage zur Kenntnis genommen und einen 
interfraktionellen Antrag beschlossen. Inhalt des in- 
terfraktionellen Antrags im Ausschuß war die Emp- 
fehlung an den federführenden Ausschuß, in die 
Beschlußempfehlung an den Deutschen Bundestag 
die Aufforderung an die Bundesregierung aufzimeh- 
men, darauf hinzuwirken, daß in dem neuen Aus- 
schuß der Beschäftigungs- und Arbeitsmarktsituation 
von Frauen in den Ländern der EU besonderes 
Augenmerk gewidmet wird. 

Der federführende Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnimg hat die Vorlage in seiner 94. Sitzung am 
12. März 1997 beraten. Er nahm die Vorlage zur 
Kenntnis und beschloß auf der Grundlage des im Aus- 
schuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend an- 
genommenen interfraktionellen Antrages einstimmig 
die vorstehend abgedruckte Beschlußempfehlung. 


11. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Die Kommission der Europäischen Union schlägt vor, 
im Rat die Einsetzung eines Ausschusses für Beschäf- 
tigungs- und Arbeitsmarktpolitik zu beschließen. 

Mit diesem Vorschlag wird dem Wunsch, den die Mi- 
nister für Arbeit und Soziales auf ihrer informellen 
Tagimg vom 27./29. Oktober 1995 in Cordoba geäu- 
ßert hatten und dem Bericht zur Beschäftigung, der 
dem Europäischen Rat (Madrid) vorgelegt worden 
war, nachgekommen. Ziel des Vorschlags ist die Ein- 
setzung eines Ausschusses für Beschäftigungs- und 
Arbeitsmarktpolitik, der den Rat imter Einhaltung 
des Vertrags imd unter Wahrnehmung seiner Aufga- 
ben im Bereich der Beschäftigungs- und Arbeits- 
marktpolitik unterstützt. 

Wegen weiterer Einzelheiten wird auf das Rats- 
dokument Nr. 7686/96 (Interinstitutionelles Dossier 
Nr. 96/0097 - CNS -) verwiesen. 


IIL Ausschußberatungen 

Alle Fraktionen und die Gruppe waren sich einig, 
daß ein solcher Ausschuß, wie er nunmehr bereits 
seit Dezember 1996 existiert, den Rat wirksam unter- 
stützen könne. Sie wiesen darauf hin, daß die Be- 
kämpfung der Arbeitslosigkeit eine Hauptaufgabe 
der Europäischen Union sei. Ein solcher Ausschuß 
könne dazu beitragen, Maßnahmen zum Abbau der 
Arbeitslosigkeit zu entwickeln und deren Umsetzung 
zu kontrollieren. Da Frauen auf dem Arbeitsmarkt 
generell benachteiligt seien, soUe die Bimdesregie- 
nmg durch die entsprechenden Vertreter im Aus- 
schuß darauf hinwirken, daß der Ausschuß auf die 
Beschäftigungs- und Arbeitsmarktsituation von 
Frauen ein besonderes Augenmerk richte. 


Bonn, den 14. April 1997 


Rudolf Meyer (Winsen) 
Berichterstatter 
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Anlage 


☆ ^ 
-fr rr 


KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 


Brüssel, den 27.03. 1996 
KOM(96) 134 endg. 

96/0097, (CNS) 


Vorschlag für einen 
BESCHLUSS DES RATES 
zur Einsetzung eines Ausschusses für Beschäftigungs- 
und Aitieitsmarktpolitik 


(von der Kommission vorgelegt) 
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BEGRÜNDUNG 


Ausarbeitung einer europäischen Beschäftiüunusstratef’ie 

Auf seiner Tagung in Essen im Dezember 1994 hat der Europäische Rat der europäischen 
Beschäftigungsstrategie entscheidende Impulse gegeben. Er erklärte, däß die Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit und die Förderung der Chancengleichheit die Hauptaufgabe der Europäischen 
Union und ihrer Mitgliedstaäten seien, und nannte die ins Auge gefaßten Schwerpunktbereiche 
für strukturelle Maßnahmen zur Verbesserung der Beschäftigungslage. 

Seine politischen Empfehlungen hat der Europäische Rat konkretisiert, indem er Verfahren und 
Zuständigkeiten festlegte. So hat er die Mitgliedstaaten aufgefordert, ei nzel staatliche 
Mehljahresprogramme auszüarbeiten, die den gemeinsamen Prioritäten Rechnung trägen. Den 
Rat („Arbeit und Sozialfragen“ sowie „Wirtschafts- und Finanzfragen“) und die Kommission 
hat er ersucht, die Beschäftigungsentwicklung aufmerksäm zu verfolgen, die entsprechenden 
Politiken der Mitgliedstaaten zu überprüfen und dem Europäischen Rat jährlich über die auf 
dem Arbeitsmarkt erzielten Fortschritte zu berichten. 

Dieser Ansatz wurde vom Europäischen Rat auf seinen Tagungen in Cannes (Juni 1995) und 
Madrid (Dezember 1995) erneut bekräftigt. In Madrid hat der Rat außerdem die bereits erzielten 
erheblichen Fortschritte bei der Umsetzung der Essener Strategie gewürdigt. Denn mittlerweile 
haben alle Mitgliedstaaten ihre Mehijahresprogramme angenommen, und Ministerrat (..Arbeit 
und Sozialfragen“ sowie „Wirtschafts- und Finanzfragen“) und Kommission konnten dem 
Europäischen Rat den von ihm gewünschten gemeinsamen Bericht zur Beschäftigung vorlegen. 
Die in dem Bericht enthaltenen Empfehlungen wurden vom Europäischen Rat verabschiedet. 

Damit der Erfolg der Strategie weiterhin gewährleistet ist, hät der Europäische Rat von Madrid 
den Ministerrat („Arbeit und Sozialfragen“ sowie „Wirtschafts- und Finanzfragen“) und die 
Kommission aufgefordert, die Umsetzung dieser Mehijahresprogramme fortlaufend zu 
überwachen und ihm auf seiner Tagung im Dezember 1996 erneut einen gemeinsamen 
Jahresbericht vorzul^en. Zu diesem Zeitpunkt soll geprüft werden, wie weit die 
beschäftigungspolitischen Mehijahresprogramme und die in Madrid verabschiedeten 
Empfehlungen umgesetzt worden sind, „damit die Beschäftigungsstrategie ausgebaut und 
zusätzliche Empfehlungen verabschiedet werden können“. 

Somit bilden die Beobachtung der einzelstaatlichen beschäftigungspolitischen Maßnahmen auf 
europäischer Ebene, der Informätions- und Erfahrungsaustäusch der Mitgliedstaaten 
untereinander und mit der Kommission über diese Maßnahmen, die Aktualisierung der 
beschäftigungspolitischen Mehijahresprogramme unter Berücksichtigung der gemeinsamen 
Prioritäten und die Annahme weiterer Empfehlungen die Eckpfeiler einer mittlerweile allgemein 
verfolgten europäischen Beschäftigungssträtegie, die nach und nach weiter ausgebaut werden 
soll. 
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Notwendigkeit einer neuen Struktur 

Um dem in Essen formulierten Auftrag nachzukommen, hat der Rat „Sozial fragen“ auf seiner 
Tagung vom 27 März 1995 eine Ad-hoc-Gruppe der persönlichen Beauftragten der 
Arbeitsminister zum Thema ,.Folgemaßnahmen zum Europäischen Rat von Essen“ ins Leben 
gerufen Diese Gruppe, die sich aus den Generaldirektoren für Beschäftigung zusammensetzt, 
ist 1995 unter dem französischen und anschließend unter dem spanischen Ratsvorsitz insgesamt 
fünfmal zusammengetreten Diese Zusammenkünfte boten den Mitgliedstaaten Gelegenheit zu 
einem Informations- und Erfahrungsaustausch über ihre Beschäftigungspolitiken, insbesondere 
in den fünf in Essen festgelegten arbeitsmarktpolitischen Schwerpunktbereichen. Auf Ersuchen 
des Rates „Sozial fragen“ hat die Gruppe dem Europäischen Rat auf seiner Tagung in ('annes 
im Juni 1995 einen Zwischenbericht zur beschäftigungspolitischen Situation vorgelegt. 
Außerdem hat sie den Bericht zur Beschäftigungslage ausgearbeilet, den der Rat „Sozialfragen“ 
am 5. Dezember 1995 im Hinblick auf den Europäischen Rät von Madrid angenommen hat, und 
schließlich hat sie eine Stellungnahme zum gemeinsamen Bericht des Rates „Wirtschafts- und 
Finanzfragen“, des Rates „Sozialfragen“ und der Kommission abgegeben, der ebenfalls in 
Madrid vorgelegt wurde. 

Angesichts der Arbeitsbelastung der Ad-hoc-Gruppe und der Feststellung, daß die ihr zur 
Verfügung stehenden Mittel nicht ausreichen, hat sich der Großteil der Mitgliedstaaten für die 
formelle Einrichtung einer „stabilen Struktur“ ausgesprochen, die ein effizienteres Arbeiten 
ermöglicht. Diese Struktur soll ein Pendant zum Ausschuß für Wirtschaftspolitik bilden, der den 
Rat „Wirtschafts- und Finanzfragen“ in seiner Arbeit unterstützt. 

Insbesondere hat es sich gezeigt, daß es eines Sekretariats bedarf, dessen Humanressourcen über 
die erforderlichen analytischen und redaktionellen Fähigkeiten verfügen und in der Lage sind, 
die Kontinuität der Arbeiten zu gewährleisten. Im Rahmen der Ad-hoc-Gruppe wurden diese 
Aufgaben de facto im wesentlichen von den Dienststellen der Kommission wahrgenonimen. 

Anläßlich des informellen Treffens der Sozial mini Ster, das vom 27. bis 29. Oktober 1995 in 
Cordoba stattfand, wurde die Kommission beauftragt, einen entsprechenden Vorschlag zu 
unterbreiten. Auf die Notwendigkeit einer solchen Struktur wird auch in dem am 
5 Dezember 1995 vom Ral„Sozialfrägen“ angenommenen Bericht zur Beschäftigungslage und 
in dem in Madrid vorgelegten gemeinsamen Bericht (fes Rates und der Kommission 
hingewiesen. 

Der Europäische Rat hat sich auf seiner Tagung in Madrid anerkennend dazu geäußert, wie das 
in Essen beschlossene Verfahren zur Beobachtung der beschäftigungspolitischen Situation 
konzipiert und erstmals angewendet wurde Dennoch war er der Ansicht, daß „zur Erleichterung 
der praktischen Anwendung des in Essen beschlossenen Verfahrens zur Beobachtung der 
beschäftigungspolitischen Situation ... so rasch wie möglich die im gemeinsamen Bericht 
vorgesehenen Mechanismen (stabile Struktur und gemeinsame Indikatoren) eingeführt werden 
[müssen]“. 
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Beziehungen zum Ständigen Ausschuß für Beschäftitiunusfratien und zu den Sozialpartnern 

Der Ständige Ausschuß für Beschäftigungsfragen wurde 1970 eingesetzt*". Es handelt sich um 
ein dreigliedriges Gremium mit beratender Funktion, in dem Rat, Kommission sowie 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen vertreten sind Aufgabe des Ausschusses ist es, 
„unter Einhaltung der Verträge und der Zuständigkeiten der Institutionen und Organe der 
Gemeinschaften ständig den Dialog, die Konzertierung und die Konsultation zwischen dem Rat 
- oder, je nach Fall, den Vertretern der Regierungen der Mitgliedstaaten der Kommission 
und den Sozialpartnern sicherzustclien, um die Koordinierung der Beschäftigungspol iiik der 
Mitgliedstaaten unter Abstimmung auf die Zielsetzungen der Gemeinschaft zu erleichtern“. 

Der Rat hat eine Reform des Ständigen Ausschusses gefordert mit dem Ziel, die Arbeitsweise 
des Ausschusses effizienter zu gestalten und insbesondere seine Analysekapazitäien zu 
vergrößern; diese Reform ist derzeit in Vorbereitung Durch sie sollen wirksame 
Kooperationsmechanismen zwischen dem Ständigen Ausschuß und dem Ausschuß für 
Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik hergestellt werden. 

Die beiden Gremien sind allerdings auf unterschiedlichen Ebenen angesiedelt: das eine auf 
Ministerebene, das andere auf der Ebene der einzelstaatlichen Verwaltungen. Sie unterscheiden 
sich auch in ihrer Zusammensetzung, denn eine Besonderheit des Ständigen Ausschusses 
besteht darin, daß in ihm drei Parteien vertreten sind. 

Somit hat jeder der beiden Ausschüsse, auch wenn ihre Aufgabenbereiche sehr nah beieinander 
liegen, eine eigene Funktion zu erfüllen. Sie können sich jedoch gegenseitig ergänzen. 
Insbesondere könnte der Ausschuß für Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpölitik bei der 
Vorbereitung der Sitzungen des Ständigen Ausschusses für Beschäftigungsfragen als 
Verbindungsglied zu den Sozialpartnern fungieren. Zu diesem Zweck könnte zum Beispiel 
zweimal im Jahr eine gemeinsame Sitzung des Ausschusses für Beschäftigungs- und 
Arbeitsmarktpolitik und der Vertreter der Sozialpartner anberaumt werden. Auf diese Weise 
könnte der Ausschuß für Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik dazu beitragen, der 
Notwendigkeit einer Verstärkung der Kapazitäten des Ständigen Ausschusses für 
Beschäftigungsfragen im Hinblick auf seine Anrilysetätigkeiten und auf die Vorbereitung seiner 
Arbeiten Rechnung zu tragen. 

Im Februar 1996 hat die Kommission angeregt, einen Europäischen Vertrauenspakt für 
Beschäftigung zu schließen, in dessen Rahmen sich alle Wirtschaftsakteure gemeinsam für eine 
Förderung der Beschäftigung in der Europäischen Union engagieren sollen. Der Vorschlag zur 
Einsetzung des Ausschusses für Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik fügt sich logisch in 
diesen Kontext ein, denn beide Maßnahmen sind Teil des Kooperations- und 
Koordinierungsprozesses im Bereich der Beschäftigung. 


ABI. Nr. L 273 vom 17 12.1970 und L 21 vom 28.1.1975. 
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Beziehunuen zum- Ausschuß für Wirtschaftspolitik 

Mit der europäischen Beschäftigungsstrategie wird neben einer Verbesserung der Strukturen und 
der Funktionsweise des Arbeitsmarktes auch eine starke Verknüpfung von makroökonomischen 
Politiken und Strukturpolitiken angestrebf. Dieser Ansatz erfordert eine enge Zusammenarbeit 
aller Partner, die an der Ausarbeitung von beschäftigungsrelevanten Politiken beteiligt sind. 

Daher hat der Europäische Rat den Rat „Wirtschafts- und Finanzfragen“ und den Rat 
„Sozial fragen" aufgefordert, gemeinsam mit der Kommission einen Bericht zur Beschäftigung 
sowie einschlägige Empfehlungen vorzulegen Dieser Bericht kam dank der Zusammenarbeit 
zwischen dem Ausschuß für Wirtschaftspolitik und der oben erwähnten Ad-hoc-Gruppe des 
Rates „Sozialfragen“ zustande 

Der Ausschuß für Wirtschaftspolitik wurde I974 durch einen Beschluß des Rates*’’ eingesetzt. 
Seine Funktion besteht darin, die Koordinierung der kurz- und mittelfristigen Wirtschaftspolitik 
der Mitgliedstaaten zu fördern Der Ausschuß setzt sich aus vier Vertretern der Kommissiön 
und vier Vertretern jedes Mitgliedstaates zusammen. Die Sekretariatsgeschäfte werden von der 
Kommission wahrgenommen. Eine Arbeitsgruppe ist speziell dafür zuständig, die 
Beschäftigungspolitiken zu verfolgen. Der Ausschuß legt dem Rat „Wirtschafts- und 
Finanzfragen“ regelmäßig Stellungnahmen und Berichte vor 

Durch die Einsetzung eines Ausschusses für Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik zur 
Unterstützung des Rates „Sozialfragen“ soll die Kooperation zwischen dem Rat „Wirtschafts- 
und Finanzfragen“ und dem Rat „Sozial fragen“ besser strukturiert und eine stärkere Verzahnung 
von makröökonomi sehen Politiken und Strukturpolitiken erreicht werden. Um eine optimale 
Koordinierung zwischen beiden Ausschüssen zu gewährleisten und um den wechselseitigen 
Nutzen einer besseren Koordinierung von makroökonomischen Politiken und Strukturpolitiken 
eingehend zu prüfen und dem auch Rechnung zu tragen, werden die Vorsitzenden der beiden 
Ausschüsse ihre Arbeitsprogramme untereinander abstimmen. 

Vorschlag für einen Beschluß zur Einsetzung eines Ausschusses für Beschäftiguniis- und 
Arbei t sm arktpol iti k 

Grundlage des Beschlusses ist - wie auch im Falle des Ausschusses für Wirtschaftspolitik und 
des Ständigen Ausschusses für Beschäftigungsfragen - Artikel 145 des Vertrags. 

Die dem Ausschuß zugedachte Rolle und seine Aufgaben, die sich nicht unbedingt auf die 
obengenannten beschränken, machen ihn zu einem Organ, das den Rat „Sozialfragen“ bei der 
Entwicklung und Umsetzung der europäischen Beschäftigungsstrategie zu unterstützen hat. 

Die Bestimmungen hinsichtlich Zusammensetzung und Arbeitsweise des Ausschusses lehnen 
sich eng an die für den Ausschuß für Wirtschaftspolitik geltende Regelung an. Die 
Sekretariatsgeschäfte des Ausschusses werden von der Kommission wahrgenommen. Damit 
wird sichergestellt, daß, was die Humanressourcen anbelangt, stets ausreichende Kapazitäten 
verfügbar sind, die es erlauben, dem Bedarf des Vorsitzes und der Ausschußmitglieder gerecht 
zu werden. 


Beschluß 74/122/EWG vom 18.2.1974, ABI. Nr. L 63 vom 5 3.1974. 


9 



Drucksache 13/7419 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Vorschlag für einen 
BESCHLUSS DES RATES 
zur Einsetzung eines Ausschusses für Beschäftigungs- 
und Arbeitsmarktpolitik 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 145, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

Der Europäische Rat hat auf seinen letzten Tagungen wiederholt bekräftigt, daß die 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und die Förderung der Chancengleichheit die Hauptaufgaben 
der Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten darstellen 

Im Bestreben, die strukturellen Beschäftigungsprobleme zu lösen, hat der Europäische Rat im 
Dezember 1994 auf seiner Tagung in Essen Schwerpunktbereiche für beschäftigungspolitische 
Maßnahmen festgelegt und die Mitgliedstaaten aufgefordert, diese Empfehlungen in 
Mehljahresprogramme umzusetzen; er hat den Rat „Arbeit und Sozialfragen“, den Rat 
„Wirtschafts- und Finanzfragen“ und die Kommission ersucht, die Beschäftigungsentwicklung 
aufmerksam zu verfolgen, die entsprechenden Politiken der Mitgliedstaaten zu überprüfen und 
dem Europäischen Rat jährlich über die auf dem Arbeitsmarkt erzielten Fortschritte zu 
berichten. 

Die Einsetzung des Ausschusses erfolgt im Rahmen der im Weißbuch „Wachstum, 
Wettbewerbsfähigkeit, Beschäftigung“ vorgesehenen kontinuierlichen Beobachtung und 
Berichterstattung. 

Der Rat „Wirtschafts- und Finanzfragen“ wird, wenn es um Fragen der Beschäftigung geht, in 
der Wahrnehmung seiner Aufgaben von dem durch Beschluß 74/122/EWG des Rates“^ 
eingesetzten Ausschuß für Wirtschaftspolitik unterstützt; der Rat „Sozialfragen“ hat zu seiner 
Unterstützung am 27. März 1995 eine „Ad-hoc-Gruppe der persönlichen Beauftragten der 
Arbeitsminister“ eingesetzt 

Im Dezember 1995 hat der Euröpäische Rat auf seiner Tagung in Madrid erklärt, daß er es für 
erforderlich erachte, so rasch wie möglich eine stabile Struktur zu schaffen, die den Rat 
„Sozialfragen“ in beschäftigungspolitischen Belangen unterstützt, damit der Erfolg der 
beschäftigungspolitischen Strategie der Gemeinschaft weiterhin gewährleistet ist und die 
praktische Anwendung des in Essen beschlossenen Verfahrens zur Beobachtung der 
beschäftigungspolitischen Situation erleichtert wird - 


ABI. Nr. L 63 vom 5. 3.1974, S. 21. 
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BESCHLIESST; 


Artikel I 

1. Es wird ein Ausschuß für Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik eingesetzt, im 
folgenden „der Ausschuß“ genannt, der den Rat unter Einhaltung des Vertrages und der 
Zuständigkeiten der Organe und Institutionen der Gemeinschaft bei der Wahrnehmung 
seiner Aufgaben im Bereich der Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik unterstützt. 

2. Der Ausschuß ist insbesondere dafür zuständig, 

- die Beschäftigungsentwicklung in der Gemeinschaft zu verfolgen, 

die Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitiken der Mitgliedstaaten zu überprüfen, 
den Informations- und Erfahrungsaustausch der Mitgliedstaaten untereinander und 
mit der Kommission in diesen Bereichen sicherzustellen, 

- einschlägige Berichte und Empfehlungen abzufassen. 

3. Der Rat oder die Kommission können den Ausschuß um eine Stellungnahme zu 
bestimmten Themen ersuchen. Außerdem kann der Ausschuß in seinem 
Zuständigkeitsbereich auch aus eigener Initiative tätig werden. 

4. Der Ausschußvorsitzende stimmt sich mit den Vorsitzenden anderer, mit ähnlichen Fragen 
befaßter Ausschüsse ab, insbesondere des Ausschusses für Wirtschaftspolitik und des 
Ständigen Ausschusses für Beschäftigungsfragen, um deren jeweiligen Zuständigkeiten 
Rechnung zu tragen. 

Artikel 2 

1. Der Ausschuß setzt sich aus zwei Vertretern jedes Mitgliedstaates und zwei Vertretern 
der Kommission zusammen. Diese Vertreter können von zwei Stellvertretern unterstützt 
werden. Die von den Mitgliedstaaten ernannten Vertreter sollten in ihrem Land an der 
Ausarbeitung und E>urchfuhrung der Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik mitwirken. 

2. Der Ausschuß kann, sofern seine Tagesordnung dies erfordert, externe Sachverständige 
hinzuziehen. 

Artikel 3 

1. Der Ausschuß wählt seinen Vorsitzenden aus den Reihen seiner Mitglieder für einen 
Zeitraum von zwei Jahren, der nicht verlängert werden kann. 

2. Die Sekretariatsgeschäfte des Ausschusses werden von der Kommission wahrgenommen. 

3. Der Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung. 
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4. Die Sitzungen des Ausschusses werden von dessen Vorsitzendem einberufen, sei es aus 
eigener Initiative, sei es auf Wunsch der Kommission oder von mindestens acht 
Ausschußmitgliedem. 

Geschehen zu Brüssel am Im Namen des Rates 

Der Präsident 
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Finanzbogen 
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FINANZBOGEN 


1 . Bezeichnung der Maßnahme 

Einsetzung eines Ausschusses für Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik 

2. Haushaltslinie 
AO-2510 

3. Rechtsgrundlage 

Artikel 145 EG-Vertrag Beschluß des Rates wird im Laufe des Jahres 1996 erwartet. 

4. Beschreibung der Maßnahme 

4.1 Allgemeines Ziel der Maßnahme 

Der Europäische Rat von Madrid ersuchte den Rat „Sozialfragen“, den Rat „Wirtschafts- 
und Finanzfragen“ und die Kommission, die Umsetzung der Mehijahresprogramme weiter 
zu verfolgen und jedes Jahr einen gemeinsamen Bericht vorzulegen, „damit die 
Beschäftigungsstrategie ausgebaut und zusätzliche Empfehlungen verabschiedet werden 
können“. Des weiteren vertrat er die Auffassung, daß zur Erleichterung der praktischen 
Anwendung des ßeobachtungsverfahrens so bald wie möglich die erforderlichen 
Mechanismen, unter anderem eine „stabile Struktur“, geschaffen werden müßten 

4.2 Dauer der Maßnahme 
Unbestimmt. 

5. Einstufung der Ausgaben/Einnahmen 

5.1 Nichtobligatorische Ausgaben 

5.2 Nichtgetrennte Mittel 

5.3 Betroffene Einnahmen: keine 

6. Art der Ausgaben 

6.1 I00%iger Zuschuß zu den Personal ko.sten und zu den Kosten der Sitzungen 

6.2 

6.3 Zinsvergünstigung: keine 

6.4 Sonstige: keine 
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6.5 Rückzahlung; keine 

Die vorgeschlagene Maßnahme hat keine Auswirkungen auf die Höhe der Einnahmen. 

7. Finanzielle Auswirkungen 

Keine Auswirkungen auf die operationeilen Ausgaben; zu den Verwaltungsausgaben siehe 
Ziffer lO. 

8. Vorgesehene Betrugsbekämpfungsmaßnahmen 

Es gelten die üblichen Verwaltungsvorschriften, die Anwendung finden, wenn es um die 
Erstattung der Kosten der zu Sitzungen eingeladenen Sachverständigen geht. 

9. Angaben zur Kosten-Wirksamkeits-Analyse 

9.1 Einzelziele 

Einsetzung eines Ausschusses für Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik zur 
Unterstützung des Rates „Sozialfragen“ bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben im 
Bereich der Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik unter Einhaltung des Vertrags 
und der Zuständigkeiten der Institutionen und Organe der Gemeinschaft. 

Der Ausschuß ist insbesondere dafür zuständig, 

die Beschäftigungsentwicklung in der Union zu verfolgen, 

die Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitiken der Mitgliedstaaten zu 

überprüfen, 

- den Informations- und Erfahrungsaustausch der Mitgliedstaaten untereinander 
und mit der Kommission in den obengenannten Bereichen sicherzustelien, 
einschlägige Berichte und Empfehlungen abzufassen. 

Die Arbeiten des Ausschusses werden in Abstimmung mit dem Ausschuß für 
Wirtschaftspolitik und dem Ständigen Ausschuß für Beschäftigungsfragen 
durchgeführt. 

9.2 Begründung der Maßnahme 

Im Dezember I995 hat der Europäische Rat auf seiner Tagung in Madrid erklärt, 
daß er es für erforderlich erachte, so rasch wie möglich eine stabile Struktur zu 
schaffen, die den Rat „Sözial fragen“ in beschäftigungspolitischen Belangen 
unterstützt, damit der Erfolg der beschäftigungspolitischen Strategie der Union 
weiterhin gewährleistet ist und die praktische Anwendung des in Essen 
beschlossenen Verfahrens zur Beobachtu|;ig der beschäftigungspolitischen Situation 
erleichtert wird. 
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9.3 Follow-up und Bewertung der Maßnahme 

Der Ausschuß hat Stellungnahmen und Berichte für den Rat „Sozial fragen“ und den 
Europäischen Rat auszuarbeiten. 

9.4 Übereinstimmung mit der Finanzplanung 

Die Maßnahmen sind in der Finanzplanung der GD V enthalten. 

10. Verwaltungsausgaben (Teil A des Haushaltsplans) 

Ob die Ressourcen tatsächlich beansprucht werden, hängt von der jährlich zu treffenden 
Entscheidung der Kommission über die Mittelzuweisung ab, wobei die von der 
Haushaltsbehörde bewilligten zusätzlichen Stellen und Mittel berücksichtigt werden. 

10.1 Auswirkungen auf den Personalbestand 


An der Stclicn 

Für die betreffenden 
Aufgaben ab/ustcllendes 
Personal 

davon 

Dauer 

unbefristet 

befristet 

Einsaty. von 
vorhandenem 
Personal 

Einsatz von 
/usätzlichem 
Personal 

Beamte 

A 

2 


2 


unbe-siimmt 

oder 

B 






Bedienstete 

C 

! 


1 



auf Zeit 







Sonstiges Personal 






INSÜKSAM'I 

3 


3 




10.2 Finanzielle Auswirkungen des Einsatzes von zusätzlichem Personal 



Betrag 

Berechnung 

Beamte 

Bedienstete auf Zeit 
Sonstige 




Die Sekretariatsgeschäfte des Ausschusses nehmen Mitarbeiter der Direktion 
„Beschäftigung und Arbeitsmarkt“ in der Generaldirektion V wahr. Die Reisekosten 
der nationalen Regierungsvertreter werden nach den derzeit geltenden Vorschriften 
erstattet. Die Sitzungen des Ausschusses werden von der Kommission organisiert und 
finden in den Räumlichkeiten der Kommission statt. Die Kommission trägt dafür 
Sorge, daß Dolmetscher zur Verfügung stehen. Es wird davon ausgegangen, daß der 
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Ausschuß sechs- bis achtmal im Jahr Zusammentritt. Es ist denkbar, daß die 
Sitzungen des Ausschusses zum Teil die Sitzungen der Gruppe der Generaldirektoren 
für Beschäftigung und der Direktoren von Arbeitsverwaltungsstellen ersetzen werden. 

10.3 


Haushaltslinie 

Betrag 

Berechnung 

A0 2510 

125 000 ECU 

6 Sitzungen pro Jahr; 
durchschnittliche Kosten pro 
Sitzung (bei 30 Teilnehmern): 

20 850 ECU 
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